
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 4 RA 95/05 B 

 

 

 
….................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................, 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Oktober 2005 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r ,   die Richter   H u s m a n n   und 

Dr.  K n ö r r   sowie die ehrenamtliche Richterin   G r ü t z m a c h e r   und 

den ehrenamtlichen Richter   Dr.  G r i e s h a b e r 

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde des Klägers wird die Revision gegen das Urteil des Säch- 

sischen Landessozialgerichts vom 19. November 2004 in der Fassung des Be- 

richtigungsbeschlusses vom 17. Mai 2005 zugelassen. 
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 
 

I.   R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  
 
Die Entscheidung des Landessozialgerichts kann nunmehr mit der Revision angefochten 
werden. 
 
Die Revision ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevoll-
mächtigten einzulegen; nur Behörden, Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts sowie private Pflegeversicherungsunternehmen dürfen sich auch durch einen be-
vollmächtigten Bediensteten vertreten lassen. Die Revision ist schriftlich einzureichen. 
Sie muss innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses beim Bundes-
sozialgericht, Kassel, Graf-Bernadotte-Platz 5, eingehen. 
 
Postanschriften: 
 
bei Brief und Postkarte   bei Eilbrief, Telegramm, Paket und Päckchen 
34114 Kassel    Graf-Bernadotte-Platz 5 
      34119 Kassel 
 
Als Prozessbevollmächtigte sind zugelassen 
 

a) Mitglieder und Angestellte von Gewerkschaften, von selbstständigen Vereini-
gungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung, 
von Vereinigungen von Arbeitgebern und von berufsständischen Vereinigungen 
der Landwirtschaft, 
 

b) Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufga-
ben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung 
der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der be-
hinderten Menschen wesentlich umfassen, 

 
c) Angestellte juristischer Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Ei-

gentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die juristische 
Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung der Mitglieder 
der Organisation entsprechend deren Satzung durchführt und wenn die Organi-
sation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet, 

 
sofern sie kraft Satzung des Verbandes oder Vollmacht des Vorstandes zur Pro-
zessvertretung befugt sind, 
 
d) bei einem deutschen Gericht zugelassene Rechtsanwälte. 

 
Die Revisionsschrift muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. 
 
Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Beschlusses von 
einem zugelassenen Prozessbevollmächtigten - bei Behörden, Körperschaften und An-
stalten des öffentlichen Rechts sowie privaten Pflegeversicherungsunternehmen auch 
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durch einen bevollmächtigten Bediensteten - schriftlich zu begründen. Die Begründung 
muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, so weit Verfah-
rensmängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel ergeben. 
 
Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass die angefochtene Entscheidung auf 
der Verletzung einer Vorschrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des Be-
rufungsgerichts geltenden Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk 
des Berufungsgerichts hinaus erstreckt. 

 
 

 
 
 
 

II.   E r l ä u t e r u n g e n   z u r   P r o z e s s k o s t e n h i l f e  
 
 
Für das Revisionsverfahren kann Prozesskostenhilfe mit Beiordnung eines Rechtsan-
walts beantragt werden. Die Bewilligung richtet sich nach den in § 73a des Sozialge-
richtsgesetzes i.V.m. § 114 ff. der Zivilprozessordnung genannten Voraussetzungen. 
 
Der Antrag auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe ist beim Bundessozialgericht schriftlich 
oder mündlich zu Protokoll der Geschäftsstelle zu stellen. Ihm sind eine Erklärung über 
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Antragstellers (Familienverhältnis-
se, Beruf, Vermögen, Einkommen, Lasten) sowie entsprechende Belege beizufügen; 
hierzu muss der für die Erklärung durch Rechtsverordnung vorgeschriebene Vordruck 
benutzt werden. 
 
Dieser amtliche Vordruck für die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse ist im Schreibwarenhandel und bei jedem örtlichen Gericht kostenlos erhält-
lich; er wird auf Anforderung auch vom Bundessozialgericht übersandt. 
 
Wird Prozesskostenhilfe bereits für die Einlegung der Revision begehrt, so müssen der 
Antrag und die genannte Erklärung innerhalb der Frist für die Einlegung der Revision von 
einem Monat nach Zustellung dieses Beschlusses beim Bundessozialgericht eingehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Revisionsschrift und allen folgenden Schriftsätzen soll je eine Abschrift für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. Darüber hinaus wird um Beifügung von zwei weite-
ren Abschriften gebeten. 
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